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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Brahmst-Rock und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/2717 — 


Aufnahme von Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit im Innerortsbereich in die 
Straßenverkehrs-Ordnung 


A. Problem 

Nach dem Antrag soll Tempo 30 anstelle von Tempo 50 als zuläs- 
sige Höchstgeschwindigkeit für den Kraftfahrzeugverkehr inner- 
halb geschlossener Ortschaften eingeführt werden. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages. Tempo 30 soll nur für besonders ausge- 
wiesene Zonen iimerhalb von Ortschaften gelten. 

Mehrheitsentscheidung Im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN bestehen auf Annahm e 
des Antrages in der Weise, daß Tempo 30 Regelgeschwindigkeit 
wird, aber für ein Vorbehaltsnetz weiterhin Tempo 50 gilt. 

Die Fraktion der SPD wünscht ebenfalls Tempo 30 als Regelge- 
schwindigkeit im Ortsverkehr, jedoch soll Tempo 50 für alle Vor- 
fahrtsstraßen gelten. 


D. Kosten 


entfallen 



Drucksache 11/5240 


Deutscher Bxindestag — 11. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag in Drucksache \\I27\7 abzulehnen. 

Bonn, den 14. September 1989 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Jobst Richter 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Richter 


Der in Drucksache 11/2717 enthaltene Antrag wurde 
in der 137. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
20. April 1989 dem Verkehrsausschuß federführend 
sowie dem Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit, dem Ausschuß für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau sowie dem Ausschuß für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zur Mitbera- 
tung überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat die Vor- 
lage in seinen Sitzungen am 26. April und 14. Septem- 
ber 1989 beraten. 

I. Ziele und Inhalt des Antrages 

Nach § 3 Abs. 3 der Straßenverkehrs- Ordnung beträgt 
die zulässige Höchstgeschwindigkeit für Kraftfahr- 
zeuge innerhalb geschlossener Ortschaften 50 km/h. 
Die Bundesregienmg soll durch den Antrag dazu auf- 
gefordert werden, statt dessen eine Höchstgeschwin- 
digkeit von 30 km/h vorzusehen. Die Antragsteller 
wollen auf diese Weise das Unfallrisiko innerhalb von 
Ortschaften vermindern und die Belastungen der Um- 
welt durch den Straßenverkehr reduzieren. Dabei be- 
rufen sie sich auf die Erfahrungen, die mit der bis 
31. Dezember 1989 befristeten „Zonengeschwindig- 
keitsregelung Tempo 30" gemacht worden sind. 

II. Verlauf der Ausschußberatungen 

1. Die Vertreter der Fraktion der CDU/CSU und der 
Fraktion der FDP haben sich für Ablehnung des 
Antrages ausgesprochen. Sie wünschen statt des- 
sen die unbefristete Übernahme der Zonenge- 
schwindigkeitsregelung Tempo 30 in die Straßen- 
verkehrs-Ordnung. Zur Begründung führen sie an: 
Nach den Erkenntnissen der Bundesanstalt für 
Straßenwesen habe sich die Zonengeschwindig- 
keitsregelimg Tempo 30 in vollem Umfang be- 
währt. Die gefahrene Durchschnittsgeschwindig- 
keit sei zwar nur verhältnismäßig gering um 
3,3 km/h zurückgegangen, jedoch sei eine erheb- 
liche Reduzierung der schweren Verkehrsunfälle 
zu verzeichnen (Getötete und Schwerverletzte 
./. 16 V. H,). Ausschlaggebend für den Erfolg sei, 
daß neben der Aufstellung der Straßenschilder 
auch bauliche Maßnahmen im Straßenraum durch- 
geführt würden; die Regelung müsse für den Kraft- 
fahrer einsichtig sein und von ihm akzeptiert wer- 
den. Dies sei in geschlossenen Wohngebieten der 
Fall. Der Verkehrsfluß müsse auch künftig gewähr- 
leistet bleiben. Die Voraussetzungen für den Erfolg 


im Sinne der Straßenverkehrssicherheit und des 
Umweltschutzes seien bei einer generellen Einfüh- 
rung von Tempo 30 für die gesamte geschlossene 
Ortschaft nicht gegeben. Die Tempo 30-Zonen 
könnten durchaus großräumig angelegt werden; 
die Städte und Gemeinden hätten dabei einen wei- 
ten Handlungsspielraum. 

2. Die Vertreter der Fraktion der SPD im Verkehrs- 
ausschuß haben dem Antrag ebenfalls nicht zuge- 
stimmt, sondern sich der Stimme enthalten. Sie ha- 
ben sich für eine stärker differenzierte Regelung 
ausgesprochen. Für Vorfahrtsstraßen innerhalb 
einer Ortschaft, die dem überörtlichen und dem 
innerstädtischen Durchgangsverkehr, dem Wirt- 
schaftsverkehr sowie dem innerstädtischen öffent- 
lichen Personennahverkehr dienen, soll nach die- 
ser Auffassung auch künftig am Tempo 50 festge- 
halten werden. Für alle übrigen Straßen soll jedoch 
Tempo 30 gelten. Diese Regelung soll mit bauli- 
chen Maßnahmen im Straßenraum sowie mit einer 
umfassenden Verkehrssicherheitskampagne ver- 
knüpft werden, ferner mit einer deutlichen Erhö- 
hung der Verwamungs- und Bußgelder für Ver- 
kehrsverstöße. 

3. Die Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN bestan- 
den auf Annahme des Antrages, der jedoch in der 
Ausschußsitzung wie folgt modifiziert wurde: 
Tempo 30 soll Regelgeschwindigkeit für den Inner- 
ortsverkehr werden, für ein Vorbehaltsnetz soll 
weiterhin Tempo 50 gelten. 


III. Beschlußempfehlung, mitberatende 
Stellungnahmen 

Der Verkehrsausschuß empfiehlt mit Stimmenmehr- 
heit Ablehnung des Antrages. Der Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sowie der 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit haben im Wege der Mitberatung ebenfalls 
Ablehnung empfohlen. Der Ausschuß für Jugend, Fa- 
milie, Frauen und Gesundheit hält die Einführung von 
Tempo 30 in allen Wohngebieten unter dem Gesichts- 
punkt der Verkehrssicherheit und des Umweltschut- 
zes für erforderlich. Die Städte und Gemeinden sollen 
dabei unterstützt werden, wenn sie die erforderlichen 
begleitenden Vorkehnmgen treffen. Die Bundesre- 
gierung soll eine Öffentlichkeitsaktion durchführen, 
um die Akzeptanz von Tempo 30 in Wohngebieten zu 
erhöhen. 


Bonn, den 14. September 1989 


Richter 

Berichterstatter 
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